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Drucksache 2785 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 19. Oktober 1956 


Abschrift 


An den Vorsitzenden 

des Vermittlungsausschusses des Deutschen Bundestages 
und des Bundesrates 

Herrn Bundestagsabgeordneten Kiesinger 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 164. Sit- 
zung am 19. Oktober 1956 beschlossen hat, hinsichtlich des vom 
Deutschen Bundestag am 27. September 1956 verabschiedeten 

Gesetzes über die Beschränkung von Grund- 
eigentum für die militärische Verteidigung 
(Schutzbereichgesetz) 

- Drucksachen 2510, 1664 - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsaussdiuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen Grün- 
den einberufen wird. 


gez. Dr. Sieveking 


Bonn, den 19. Oktober 1956 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 5. Oktober 1956 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Dr. Sieveking 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudcerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



BUNDESRAT 


Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz über die Beschränkung von Grundeigentum für die 
militärische Verteidigung (Schutzbereichgesetz) 


1. Zu § 1 

Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Soll ein Gebiet zum Schutzbereich 
erklärt werden, so ist die Landesregierung 
zu hören, die unter angemessener Berück- 
sichtigung der Erfordernisse der Raumord- 
nung, insbesondere der Interessen des 
Städtebaues und des Naturschutzes, sowie 
der landwirtschaftlichen und wirtschaft- 
lichen Interessen zu dem Vorhaben nach 
seiner Notwendigkeit und nach Art und 
Umfang Stellung nimmt. Will der Bundes- 
verteidigungsminister von dieser Stellung- 
nahme abweichen, so entscheidet insoweit 
die Bundesregierung.“ 

Begründung 

Die Fassung entspricht dem Vorschlag des 
Bundesrates im ersten Durchgang (vgl. 
2. b) der Anlage 2 der BT-Drucksadie 1664). 

Durch das jetzt in § 1 Abs, 3 enthaltene An- 
hörungsrecht der Gemeinden (Gemeindever- 
bände) wird den Landesregierungen die Pla- 
nung der Raumordnung erheblich erschwert. 
Die Normierung eines Anhörungsrechts der 
beteiligten Gemeinden (Gemeindeverbände) 
neben dem Anhörungs recht der Landesre- 
gierung widerspricht den Prinzipien des 
Grundgesetzes und der verfassungsrecht- 
lichen Ordnung in den Ländern sowie der 
politischen Gewichtsverteilung zwischen 
staatlicher und kommunaler Verwaltung. 

2. Zu § 9 

Die Absätze 2 und 3 erhalten folgende Fas- 
sung: 


„(2) Die Landesregierungen bestimmen 
durch Rechtsverordnung, welche Behörden 
als Schutzbereichbehörden die aus dem 
Ersten Abschnitt dieses Gesetzes (§§ 3 
bis 8) sich ergebenden Aufgaben zu erfül- 
len haben und für welche Maßnahmen im 
einzelnen sie zuständig sein sollen. 

(3) Die Bundesregierung kann den 
Schutzbereichbehörden in dringenden Fäl- 
len Einzelanweisungen erteilen, wenn und 
soweit diese notwendig sind, um in einem 
zum Schutzbereich erklärten Gebiet die 
Berücksichtigung der in § 1 Abs. 1 genann- 
ten Zwecke sicherzustellen.“ 

Be gründun <g 

Der Vorschlag ist bereits im ersten Durch- 
gang, damals allerdings nur aus verfas- 
sungsrechtlldien Gründen, gemacht wor- 
den. Die Beauftragung der Bundeswehr- 
verwaltung erscheint unzweckmäßig, da 
noch keine Klarheit darüber besteht, wie 
die Organisation der Bundeswehrverwal- 
tung aussehen wird. Das Schwergewicht der 
Aufgaben der Schutzbereichbehörden Hegt 
nicht auf militärischem Gebiet, sondern ge- 
mäß § 3 In der Zulassung von Bebauungen 
und landwirtschaftlichen Nutzungen. Die 
Durchführung und Überwachung tragen 
im wesentlichen ordnungsrechtlichen Cha- 
rakter, sind also Aufgaben, die ohne weite- 
res von den Behörden der allgemeinen und 
inneren Verwaltung der Länder im Rah- 
men ihres sonstigen Aufgabenbereichs er- 
füllt werden können. Die Zuständigkeit 
der Bundeswehrverwaltung würde zu dop- 
pelten Genehmigungsverfahren führen und 
damit dem Gebot der Verwaltungsverein- 
fachung widersprechen. 
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3. Zu § 17 

§ 17 erhält folgende Fassung: 

4 17 

Die Landesregierungen bestimmen durch 
Rechtsverordnung die Behörden, die die 
Entschädigung auf Grund dieses Gesetzes 
festzusetzen haben (Festsetzungsbehör- 
den), und regeln ihre Zuständigkeiten.“ 

Begründung 

Der Vorschlag ist bereits im ersten Durch- 
gang gemacht worden. Es ist Sache der 
Landesregierungen, die organisatorischen 
Voraussetzungen für das Festsetzungsver- 
fahren zu schaffen, da nur mit Rücksicht 
auf die verwaltungsmäßigen Gegebenhei- 
ten in den Ländern eine zweckmäßige, 
dem Gebot der Verwaltungsvereinfachung 
Rechnung tragende Lösung erreicht wer- 
den kann. Es kommt hinzu, daß die Wert- 
maßstäbe, die der Festsetzung zugrunde zu 
legen sind, nicht aus dem militärischen Be- 
reich stammen, sondern die gleichen sind 
wie auf zahlreichen anderen Gebieten. 


4. Zu § 18 

In Absatz 3 wird Satz 2 gestrichen. 
Begründung 

Die Befreiung von den Gerichtskosten ist 
sachlich nicht gerechtfertigt. Die Vorschrift 
würde ferner zu einer unerwünschten Ab- 
wanderung der Beurkundungsgeschäfte 
von den Notaren zu den Gerichten führen. 

5. Zu § 30 

§ 30 wird gestrichen. 

Begründun lg 

Folge der Empfehlungen zu den §§ 9 
und 17. 

Die Zustellungen müssen sich nach Landes- 
recht richten, da sie von Landesbehörden 
ausgeführt werden. Für die Zustellung der 
Anordnungen des Bundesverteidigungs- 
ministers gilt das Verwaltungszustellungs- 
gesetz ohnehin. 
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